DIE LINKE.  Fraktion im Kreistag Werra-Meißner
Eschwege, 30.05.2014
Pressemitteilung – Nordseepipeline ist Augenwischerei
Die LINKE-Kreistagsfraktion wendet sich entschieden gegen einen Resolutionsantrag von SPD und GRÜNEN, der am kommenden Montag im Kreistag behandelt werden soll: „Die Nordseepipeline muss kommen!“

Aus Sicht der LINKS-Fraktion gibt es viele Gründe, den Resolutionsantrag abzulehnen. Andreas Heine erklärt dazu:

· die Nordseepipeline ist die falsche „Lösung“ des Versalzungsproblems. Das Problem würde nämlich nicht gelöst, sondern nur verschoben. Kali-, salz- und schadstoffhaltige Abwässer würden über hunderte Kilometer transportiert und dann in ein sensibles, unter Naturschutz stehendes Ökosystem, das Wattenmeer, eingeleitet.

· Damit würden auch wertvolle Rohstoffe, deren Nutzung sinnvoll und möglich wäre, auf ewige Zeiten weggespült. „Nachhaltigkeit“ sieht anders aus!

· Um die Haldenabwässer vollständig abzuleiten müsste die Pipeline über einige hundert Jahre instand gehalten, überprüft und gesichert werden. Es ist abzusehen, dass sich der K+S-Konzern schon in wenigen Jahren oder Jahrzehnten aus der Verantwortung stehlen und den Weiterbetrieb der Pipeline dem Staat, sprich der Allgemeinheit, überlassen wird (ähnliche Diskussionen erleben wir zur Zeit bezüglich des Atommülls).

· K+S will die Nordseepipeline wegen der hohen Kosten nicht bauen und setzt dagegen auf die Oberweserpipeline – mit dazugehörigen Speicherbecken –, was deutlich weniger Kosten verursacht. 

· Während die GRÜNEN im Koalitionsvertrag mit der CDU die Oberweserpipeline als „ökologisch vertretbar“ akzeptieren, bringen sie im Kreistag gemeinsam mit der SPD den Antrag für die Nordseepipeline ein. Hier muss man schon an deren Aufrichtigkeit zweifeln!

· Es gibt technische Verfahren, die es ermöglichen, die in den Abwässern enthaltenen Wertstoffe durch Eindampfen der Salzlösung zurückzugewinnen und die verbleibenden Rohstoffe nach chemischer Verfestigung wieder untertage zu bringen und die Hohlräume zu verfüllen. Diese Verfahren werden anderswo angewandt, sie sind Stand der Technik und auch finanzierbar. K+S hat in den vergangenen Jahren alles versucht, die Umsetzung dieser Verfahren hierzulande zu verhindern. Die neue Bundesumweltministerin Hendricks (SPD) hingegen prüft derzeit entsprechende Vorschläge auf Plausibilität. Eine Entscheidung über die Resolution sollte vertagt werden, bis die Ergebnisse dieser Prüfungen im Herbst vorliegen.
Aus Sicht der LINKEN-Kreistagsfraktion spielt Kali und Salz weiter auf Zeit. Es wird versucht um jeden Preis Kosten zu sparen und Zeit zu schinden. Die Probleme vor Ort werden mit keiner Pipeline gelöst. Probleme werden zusätzlich verschoben – mit Speicherbecken an der Oberweser oder ins Wattenmeer. 

Außerdem muss SPD und GRÜNEN im Werra-Meißner-Kreis klar sein, dass der Widerstand der von Pipeline und Speicherbecken Betroffenen so groß wäre, dass die Projekte gar nicht oder erst in einigen Jahren durchsetzbar wären. Der niedersächsische Landtag und SPD-Ministerpräsident Weil haben sich klar gegen die Pipeline positioniert und der Widerstand im Landkreis Kassel ist ebenfalls groß.

Die größte Gefahr für die Arbeitsplätze im Kali-Revier Werra besteht darin, dass man sich auf Scheinlösungen konzentriert und dabei Rechts- und Fristverletzungen in Kauf nimmt, die über kurz oder lang zur Einschränkung oder gar zum Stopp der Kali-Produktion führen müssen. Auch hier lassen sich Arbeitsplätze langfristig nur durch ökologisch nachhaltiges Wirtschaften und durch rechtskonformes Verhalten sichern.

